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13. Sitzung

Berlin, Freitag, den 18. Dezember 2009

Beginn: 9.01 Uhr
Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe dann unseren Tagesordnungspunkt 18 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der EU-geführten Opera-
tion „ALTHEA“ zur weiteren Stabilisierung
des Friedensprozesses in Bosnien und Herze-
gowina im Rahmen der Implementierung der
Annexe 1-A und 2 der Dayton-Friedensverein-
barung sowie an dem NATO-Hauptquartier
Sarajevo und seinen Aufgaben, auf Grundlage
der Resolution des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen 1575 (2004) und folgender Re-
solutionen, zuletzt Resolution 1895 (2009) vom
18. November 2009

– Drucksachen 17/180, 17/275 – 
Berichterstattung:
Abgeordnete Philipp Mißfelder 
Uta Zapf 
Dr. Rainer Stinner 
Sevim Dağdelen
Marieluise Beck (Bremen)

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

– Drucksache 17/277 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Herbert Frankenhauser 
Klaus Brandner 
Dr. h. c. Jürgen Koppelin 
Michael Leutert 
Sven Kindler

Hierzu liegen ein Entschließungsantrag der Fraktion
der SPD und ein Entschließungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen vor. Über die Beschlussempfeh-
lung werden wir später namentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. – Auch
dies ist offenkundig einvernehmlich. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zu-
nächst dem Kollegen Dr. Djir-Sarai von der FDP.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Bijan Djir-Sarai (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Die EU-Operation Althea in
Bosnien und Herzegowina ist bisher ein großer Erfolg.
Das ist – auch das muss man an dieser Stelle sagen – ein
Verdienst unserer Soldatinnen und Soldaten, die dort im
Einsatz sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Heute kann die Sicherheitslage in Bosnien und Herze-
gowina sogar als stabil eingestuft werden. Die innenpoli-
tische Lage ist jedoch fragil. Vor wenigen Wochen hat
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Mitglied-
staaten erneut autorisiert, mit einer multinationalen Sta-
bilisierungstruppe und NATO-Präsenz weiter vor Ort zu
sein und das Engagement in Bosnien und Herzegowina
fortzusetzen. Das wird einen guten Grund haben. 

Die aktuelle Lage im Parlament dort ist verworren.
Die Parteien blockieren immer wieder das Zustande-
kommen einer effektiven Demokratie. Wir hören sogar
Drohungen von der Zerspaltung des Landes. Politische
Kompromisse zu finden, ist so nur eingeschränkt mög-
lich. Die EU muss sich demnach weiterhin um die Ver-
mittlung zwischen den Entitäten bemühen. Sie muss ein
Signal für zukünftige Unterstützung setzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Marieluise Beck
[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Keine Frage: Eine Beendigung der Kampfhandlungen
hätte ohne das Dayton-Abkommen womöglich niemals
stattgefunden. Jedoch ist dieser Vertrag auch zugleich
die Grundlage der ethnisch geprägten Verfassung, die
nach wie vor zu massiven Uneinigkeiten zwischen den
Parteien vor Ort führt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Marieluise Beck
[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Verfassung erschwert den Fortschritt in der Re-
gion.

Heute, über ein Jahrzehnt nach Kriegsende, wird im-
mer deutlicher, dass unbedingt eine Verfassungsreform
vorangetrieben werden muss, die die Kriterien für ein
modernes, EU-fähiges Staatswesen erfüllt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Marieluise Beck
[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Insbesondere funktionale, menschenrechtliche und fis-
kalische Gesichtspunkte sollten dabei im Vordergrund
stehen.

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass der poli-
tische und soziale Prozess in Bosnien und Herzegowina
stagniert. Die militärische und rechtsstaatliche Absiche-
rung durch die EU muss also erhalten bleiben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Marieluise Beck
[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der demokratische Prozess wird durch die Fortset-
zung der Operation Althea nicht behindert, ganz im Ge-
genteil: Althea ist eine Erinnerung für die Regierung in
Bosnien und Herzegowina, dass bestimmte Rahmenbe-
dingungen noch nicht erfüllt sind. Althea sollte als An-
sporn zur Verbesserung der politischen und sozialen Si-
tuation dienen. Die Operation Althea ist aber auch ein
Symbol, dass die EU und auch die Bundesrepublik
Deutschland noch immer hinter den Menschen dieser
Region stehen.
Wir sehen, dass das militärische Kontingent fortwäh-
rend verringert wird. Die weitere Senkung des Militäran-
teils ist eine richtige und sinnvolle Entwicklung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Bundesregierung unterstützt den Ausbau der Poli-
zeimission. Sie setzt zudem verstärkt auf ziviles Engage-
ment und auf die Entwicklungszusammenarbeit. Aber,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen vor allem von
den Linken, heute ist leider noch nicht der richtige Zeit-
punkt, um vollständig auf das militärische Potenzial ver-
zichten zu können.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Marieluise Beck
[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] –
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Und
wann ist der richtige Zeitpunkt?)

Mit den innenpolitischen Zerwürfnissen als Grund
werden wir der unveränderten Fortsetzung des Engage-
ments in Bosnien und Herzegowina zustimmen. Zum
heutigen Zeitpunkt kann das EUFOR Althea-Mandat
nicht inhaltlich verändert werden. Dafür sind die politi-
schen Spannungen einfach zu groß.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es stellt sich nun die Frage, wie in Sachen Hoher
Repräsentant weiter verfahren wird. Das Amt des Ho-
hen Repräsentanten wird vorerst erhalten bleiben, da die
für seine Abschaffung nötigen Ziele und Bedingungen
bisher nur unzureichend erfüllt sind. An dieser Stelle
möchte ich jedoch mein Bedauern darüber ausdrücken,
dass diese Institution bis heute nicht aufgelöst werden
konnte. Der Hohe Repräsentant hat noch immer exeku-
tive Sondervollmachten, die mehr auf dem Papier exis-
tieren, als dass sie in der praktischen Umsetzung mög-
lich sind. Die Abschaffung des Hohen Repräsentanten
wurde bereits 2008 beschlossen. Dieses Vorhaben ist
eindeutig der richtige Weg.

Die FDP hatte diese Maßnahme schon seit mehreren
Jahren gefordert. Denn als Voraussetzung für die Festi-
gung demokratischer Strukturen muss Bosnien und Her-
zegowina die Eigenverantwortlichkeit zurückerlangen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es wäre sehr schön, wenn die EU in Zukunft den Proble-
men in der Balkanregion insgesamt mehr Priorität geben
würde.

Mit den Maßnahmen der Operation Althea sowie der
Polizei- und Verwaltungsmission in Bosnien und Herze-
gowina soll ein Rückschritt verhindert werden. Aus un-
serer Sicht muss dieses Land Fortschritte letztlich jedoch
selbst machen. 

Niemand hat die schrecklichen Bilder aus Bosnien
und Herzegowina vergessen, die uns nach dem Bosnien-
Krieg Anfang der 90er-Jahre erreicht haben. Wir haben
in einem geschundenen Land Verantwortung übernom-
men – politisch, militärisch und zivil. Dazu müssen wir
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nun auch stehen. Zieht Deutschland jetzt seine Hilfe aus
der Region ab, treten wir diese Verantwortung mit Fü-
ßen. 

Als Bundesrepublik Deutschland, als Deutsche haben
wir ein großes Interesse daran, dass Bosnien und Herze-
gowina weiter stabilisiert werden. Wir haben ein großes
Interesse daran, dass dieser Staat selbst für die Freiheit
und Sicherheit seiner Bürger sorgen kann. Wir haben ein
großes Interesse daran, dass dort ein friedlicher und de-
mokratischer Rechtsstaat entsteht. Und wir haben ein
großes Interesse daran, dass eine Integration in die frie-
denssichernde Europäische Union erfolgen kann. 

Wir dürfen nicht nur mit dem Wort, sondern müssen
auch mit der Tat dafür sorgen, dass sich die ganze Re-
gion positiv entwickelt. Dazu müssen wir unseren Bei-
trag leisten. Wir müssen zu unserer Verantwortung ste-
hen. Der Gesamteinsatz soll unter der Absenkung der
Obergrenze von 2 400 auf 900 Soldatinnen und Soldaten
erfolgen. Er muss aber inhaltlich unverändert erfolgen.
Ich wiederhole es, weil es so wichtig ist: Er muss inhalt-
lich unverändert erfolgen. Daher bitte ich Sie, dem An-
trag der Bundesregierung zuzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
der Abg. Marieluise Beck [Bremen] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Lieber Kollege Djir-Sarai, ich gratuliere Ihnen herz-

lich zu Ihrer ersten Rede im Deutschen Bundestag und
wünsche Ihnen für die weitere parlamentarische Arbeit
alles Gute. 

(Beifall)

Rolf Mützenich ist nun der nächste Redner für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Rolf Mützenich (SPD): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Am vergangenen Montag vor 14 Jahren, am
14. Dezember 1995, wurde in Paris das Dayton-Abkom-
men unterzeichnet. Damit endete einer der blutigsten
und schrecklichsten Konflikte nach dem Zweiten Welt-
krieg. Damit endeten die jugoslawischen Erbfolgekriege
aber leider nicht. Immerhin war dies aber ein wichtiges
Datum für eine hoffentlich friedliche und zivile Ent-
wicklung in den einzelnen neuen Staaten des ehemaligen
Jugoslawiens. Ich hoffe, dass die nachfolgenden Genera-
tionen die Lehren aus diesem Konflikt ziehen. Das gilt
für die Menschen dort. Aber ich glaube, das gilt auch für
uns hier in Europa.

Herr Kollege, ich möchte Sie ganz herzlich zu Ihrer
ersten Rede beglückwünschen und Ihnen dafür danken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)
Ich freue mich auf die Zusammenarbeit im Auswärtigen
Ausschuss. Ich teile viele Ihrer Schlussfolgerungen. Nur,
ich weiß nicht, ob wir wirklich sagen können: Was dort
passiert ist, war eine einmalige Erfolgsgeschichte. Ich
persönlich gebe auf der einen Seite zu, dass ich mir man-
ches schneller erwartet hätte, dass ich gedacht habe, wir
hätten in diesem Zusammenhang schnellere und größere
Erfolge. Leider ist das nicht so. Ich glaube, dass die poli-
tisch Verantwortlichen in dieser Region noch eine
Menge tun müssen und dass wir weiterhin eine schwie-
rige Lage haben. 

Auf der anderen Seite können wir aber feststellen: Es
gibt auch Fortschritte. Flüchtlinge sind zurückgekehrt.
60 000 Soldaten waren dort zu Beginn stationiert; heute
sind es noch 2 000 Soldaten. Wir brauchen sie noch im-
mer, um die insgesamt schwierige Situation zu überwin-
den. Die internationale Präsenz ist auch deswegen erfor-
derlich, weil sie das wichtige Zeichen setzt, dass wir ein
großes Interesse an Fortschritten haben. 

Ein wichtiger Ansatzpunkt für die Fortentwicklung ist
– das haben Sie gesagt – die europäische Integration.
Deswegen war ich sehr enttäuscht, als die CDU/CSU in
ihrem Wahlprogramm geschrieben hat: Diese Perspek-
tive geben wir nicht mehr allen Staaten in dieser Region.
– Ich glaube, dieser Anreiz muss gegeben werden, um
überhaupt zu den Fortschritten zu kommen, die wir uns
wünschen, auch um unsere dortige internationale Prä-
senz überflüssig zu machen. Deswegen würde ich mich
wirklich freuen, wenn auch in Ihren Reihen ein gewisser
Lernerfolg eintritt: Die EU-Integration bleibt ein wichti-
ges politisches Element für den Balkan und den Frieden
in dieser Region; 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

das brauchen wir. Ich bitte den Außenminister – ich
glaube, wir sind hier derselben Auffassung –, seine Kol-
leginnen und Kollegen und die Bundeskanzlerin zu er-
mutigen, diese Perspektive in Verantwortung aufrechtzu-
erhalten. 

Auf der anderen Seite erwarten wir von den politi-
schen Eliten bzw. von Herrn Dodik – ich habe das eben
angedeutet –, dass er sich an das hält, was er offensicht-
lich vorgestern gesagt hat: Es soll keine Separation ge-
ben; der Staatsverbund soll erhalten bleiben. Das ist aber
auch eine Aufforderung an die Verantwortlichen in Ser-
bien, keine Hinweise darauf zu geben, dass die Repu-
blika Srpska irgendwann in Serbien integriert werden
könnte. Im Gegenteil: Es muss bei den bisherigen Ver-
hältnissen bleiben. Wir müssen auch von der serbischen
Führung ein Bekenntnis hierzu verlangen; daran muss
nach meinem Dafürhalten in den Gesprächen, die die
Regierungen führen, immer wieder erinnert werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie der
Abg. Marieluise Beck [Bremen] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben gehört, dass der Hohe Repräsentant wei-
terhin über einen Teil seiner Befugnisse verfügt. Zum
Beispiel liegt die juristische Aufarbeitung von Kriegs-
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verbrechen auch in den nächsten drei Jahren in seiner
Hand; das ist wichtig und richtig. Er hat aber einen ande-
ren Teil seiner Befugnisse abgegeben, nämlich die Auf-
arbeitung von Korruptionsfällen. 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Abgeben müssen!)

– Ja, das musste er; aber das ist nicht der Punkt. Die
Frage wird doch sein: Was machen jetzt die Verantwort-
lichen aus dieser Situation? Dazu sage ich vonseiten des
Deutschen Bundestages: Wir brauchen weiterhin eine
Aufarbeitung der Korruptionsfälle, der Misswirtschaft,
Kriminalität usw., und zwar unabhängig davon, wer in
diesem Gebiet welche Rolle spielt. Niemand darf den-
ken, er wäre von der Verfolgung durch die Strafverfol-
gungsbehörden ausgenommen. Das ist ein wichtiges Si-
gnal an die dortigen politischen Akteure: Wir wollen,
dass die juristische Aufarbeitung von Kriegsverbrechen,
aber auch von Korruptionsfällen und Kriminalität fortge-
setzt wird, egal wer die Verantwortung dafür trägt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zum Schluss möchte ich einen weiteren Aspekt an-
sprechen. Wir reden oft über Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle, auch gleich hier im Deutschen Bundestag.
Wir haben im Zusammenhang mit dem Abkommen von
Dayton gesehen, dass Abrüstung und Rüstungskontrolle
wichtige Elemente der Konfliktnachbereitung sind. Mi-
nenräumung ist ein wichtiges Feld; sie muss in diesem
Gebiet weiter erfolgen. Hier muss die internationale
Gemeinschaft noch mehr Anstrengungen leisten. Die
Rüstungskontrolle spielte auch beim Abkommen von
Dayton eine wichtige Rolle: Sie sollte eine Überrüstung
des auseinanderfallenden Jugoslawiens verhindern und
dafür sorgen, dass es nicht wieder in große Konflikte hi-
neinschlittert. 

Das Kapitel der Rüstungskontrolle muss neu aufge-
schlagen werden. Wir haben dazu einen Antrag vorge-
legt. Damit bietet der Deutsche Bundestag der Regie-
rung, aber auch der Region eine Perspektive. Ich bitte
um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Ich wünsche Ihnen ein frohes Weihnachtsfest und al-
les Gute für das neue Jahr. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Bevor es so weit ist, setzen wir die Debatte fort, 

(Heiterkeit)

als Nächstes mit dem Redner Peter Beyer für die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Peter Beyer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bosnien-Herzegowina
kämpft bis heute mit den Folgen der Kriegshandlungen
auf seinem Gebiet. Die innere Zerrissenheit ist geblie-
ben; ethnische Spannungen bestehen fort. Betrachtet
man die Entwicklungen nach dem letzten Krieg, fühlt
man sich unwillkürlich an das Wort erinnert, dass der
Balkan mehr Geschichte habe, als er selbst verarbeiten
könne. 

Die militärische Operation Althea begann im Dezem-
ber 2004. Seitdem ist sie Garant dafür, dass die Sicher-
heitslage im Land stabil geblieben ist, trotz schwieriger
politischer Umstände. Viele der dort stationierten Solda-
ten werden Weihnachten nicht zu Hause im Kreise ihrer
Familie verbringen können. Umso mehr gebührt ihnen
der Dank von uns allen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der Erfolg von Althea ist auch für die Nachbarländer
von entscheidender Bedeutung. Der Staat Bosnien-Her-
zegowina spielt aufgrund seiner zentralen Lage auf dem
Balkan eine Schlüsselrolle in der gesamten Region. Es
ist deshalb ein sehr gutes Zeichen, dass wegen der
grundsätzlich stabilen Sicherheitslage die Obergrenze
von bisher 2 400 Soldatinnen und Soldaten auf 900 ein-
zusetzende Soldatinnen und Soldaten gesenkt werden
kann. Tatsächlich eingesetzt sind von deutscher Seite
wesentlich weniger: Circa 130 Soldatinnen und Soldaten
sind derzeit dort stationiert. 

Das alles zeigt: Die gemeinsamen Anstrengungen der
beteiligten Länder haben die Sicherheit weiter verbes-
sert. Wichtig ist, dass die Ziele der Mission trotz der
deutlich reduzierten Truppenstärke nicht aus den Augen
verloren werden und sie gesichert bleiben, Stichwort:
Reservekräfte, die Over-the-Horizon-Forces. 

Der Friedensprozess ist noch nicht abgeschlossen.
Die dringend nötige Verfassungsreform stockt, weil die
ethnischen Konflikte weiter schwelen. Bosniaken, Ser-
ben und Kroaten leben in vielen Fällen nebeneinander
statt miteinander. Die innere Zerrissenheit der Gesell-
schaft nach dem Krieg ist lange noch nicht überwunden. 

Das Land muss dahin kommen, dass sich die Men-
schen vor Ort als Bürger von Bosnien-Herzegowina be-
greifen und nicht nur als Bosniaken, Serben oder Kroa-
ten. Damit das uns und den Menschen vor Ort gelingt,
braucht der Staat eine Perspektive. Die Annäherung an
die Europäische Union und die NATO kann eine solche
Perspektive sein. Wir freuen uns deshalb sehr darüber,
dass Bosnien-Herzegowina den Beitritt zur Europäi-
schen Union anstrebt. 

Dass mangels der Erfüllung der Bedingungen die
Visabeschränkungen für Bosnien-Herzegowina bisher
nicht aufgehoben werden konnten, ist zu bedauern, ins-
besondere weil die bosnischen Serben aufgrund ihrer
Verbindung zu Serbien andere Möglichkeiten haben als
die Bosniaken, was die Situation nicht leichter macht.
Dennoch müssen wir auf der Einhaltung der Kriterien
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bestehen, Herr Kollege Mützenich. Der Fahrplan zur
Annäherung der Westbalkanländer an die EU legt ein-
zelne Stufen fest, die nicht übersprungen werden dürfen.
Dieser schrittweise Prozess ist auch im Interesse von
Bosnien-Herzegowina und der richtige Weg für dieses
Land. 

Wir werden mit Althea weiter zur Stabilisierung bei-
tragen und das Land zudem zivil und finanziell fördern.
Wir unterstützen ferner den Aufbau einer funktionieren-
den Polizeistruktur. Aber wir brauchen auch die staatli-
che Eigenleistung. Demokratie muss sich langfristig
selbst tragen. Althea darf keine Dauereinrichtung wer-
den. Ich denke, das ist weitgehender Konsens in diesem
Hause. 

Bosnien-Herzegowina kann als inhomogenes Gebilde
nur als föderaler Staat funktionieren. Gerade in födera-
len Systemen führt aber der demokratische Weg oft nur
über Konflikt und Kompromiss zum Konsens. Das ist
langwierig. Demagogen bieten dagegen scheinbar
schnelle und absolute Lösungen an. Das macht gerade
junge Staaten so anfällig für deren Versprechungen. 

Das Land braucht letztlich Menschen, die den Mut
haben, sich nicht hinter dem anfangs erwähnten Zuviel
an Geschichte zu verstecken. Das gilt gerade im Hin-
blick auf die Wahlen im nächsten Jahr. Ethnische Fragen
dürfen nicht länger wichtiger sein als der gemeinsame
Wille zur gemeinsamen Zukunft. Es braucht Menschen,
die bereit sind, Vergangenes hinter sich zu lassen, alte
Grenzen zu überwinden und neue Wege zu beschreiten.
Den einen Big Bang wird es nicht geben, sondern viele
kleine Schritte. So hat es kürzlich erst der derzeitige
Hohe Repräsentant Valentin Inzko formuliert. 

Dass Bosnien-Herzegowina diese Belastungsprobe
am Ende besteht, daran müssen wir ein ureigenes Inte-
resse haben. Seit Aufnahme der bilateralen Beziehungen
verbindet uns mit dem Land eine aufrichtige Freund-
schaft. Bosnien-Herzegowina verdient endlich Demo-
kratie statt Manipulation und nationaler Ideologie. Die
nötigen Anstrengungen, die Kriterien zum Beitritt zur
EU zu erreichen, werden die demokratischen Struktu-
ren am Ende kräftigen, nicht schwächen. Mit dem Er-
folg jeder demokratisch gefundenen Entscheidung wird
das Vertrauen in die eigene Handlungsfähigkeit steigen.
Damit die demokratischen Strukturen weiter wachsen
können, ist die Verlängerung des Althea-Mandats erfor-
derlich. Dafür bitte ich um Ihre Unterstützung. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
der Abg. Marieluise Beck [Bremen] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sevim Dağdelen

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
Sevim Dağdelen (DIE LINKE): 
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! In einem Schreiben des damaligen UN-
Generalsekretärs Pérez de Cuéllar an Außenminister Gen-
scher vom 14. Dezember 1991 warnte er – ich zitiere –,
„dass verfrühte selektive Anerkennungen eine Erweite-
rung des Konflikts in jenen empfindlichen Regionen
nach sich ziehen würden“. Weiter heißt es: „Solch eine
Entwicklung könnte schwerwiegende Folgen für die
ganze Balkanregion haben …“

Wir wissen, welche unrühmliche Rolle die deutsche
Außenpolitik dann auf dem Balkan gespielt hat und lei-
der weiter spielt. Das setzt sich im Antrag der Bundesre-
gierung fort. Im SPD-Antrag heißt es dagegen – ich zi-
tiere –: 

Für die Vereinigten Staaten und die EU gilt es, die
Verantwortlichen in der Republika Srpska vor den
verheerenden Folgen einer Sezession zu warnen.

„Bravo!“ möchte man Ihnen zurufen! Plötzlich ent-
decken Sie das Völkerrecht wieder. Aber der Schein
trügt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die rot-grüne und die jetzige Bundesregierung unter-
scheiden sich in diesem Punkt leider gar nicht. Das Völ-
kerrecht entdecken Sie immer nur dann, wenn es Ihnen
genehm ist. Haben Sie denn irgendetwas getan, um
Jugoslawien vor dem Zerfall zu bewahren?

(Michael Brand [CDU/CSU]: Die Aggressio-
nen kamen doch aus Belgrad! – Kerstin Müller
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das
kann doch nicht wahr sein!)

Haben Sie nicht einen völkerrechtswidrigen Krieg gegen
Jugoslawien geführt? Und waren Sie es nicht, die die
einseitige Unabhängigkeitserklärung des Kosovos an-
erkannt und damit eine neue Lunte an das Pulverfass
Balkan gelegt haben? Jetzt jammern Sie, wenn andere
durch die Türen gehen, die Sie geöffnet haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine völkerrechtskonforme Politik auch dieser Bun-
desregierung würde etwas für den Zusammenhalt Bos-
nien-Herzegowinas bewegen;

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Althea!)

deutsche Soldaten auf dem Balkan haben es in der Ver-
gangenheit nicht und werden es auch in Zukunft nicht.
Aus der Debatte wird auch klar, dass Sie an einer ehrli-
chen Bilanz des Althea-Militäreinsatzes nicht wirklich
interessiert sind. Sie bauen sich hier systematisch eine
Scheinwelt auf, die dazu dient, den Militäreinsatz zu le-
gitimieren.

(Zuruf von der FDP: Scheinwelten hat nur die 
Linkspartei!)

In der jüngsten Studie der Stiftung Wissenschaft und
Politik zur Bilanz der bisherigen EU-Militär- und Poli-
zeieinsätze heißt es, dass sich die Stimmen mehren, die
sagen, dass die Situation in Bosnien nach Dayton selten
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so verfahren und angespannt war wie im Jahr 2009. Ich
frage Sie: Ist das das positive Ergebnis dieser Militär-
mission, das einen weiteren Verbleib in Bosnien recht-
fertigt? Die Autoren der Studie haben doch recht, wenn
sie konstatieren, dass dieser Konflikt weder durch politi-
schen noch durch wirtschaftlichen oder militärischen
Druck gelöst werden kann. Der EU-Militäreinsatz hat
– selbst wenn man Ihrer Logik folgen würde – nichts,
aber auch gar nichts Positives bewirkt. Im Gegenteil: Er
hat mit verhindert, dass es zu einem wirklich nachhalti-
gen zivilen und sozialen Aufbau in Bosnien-Herzego-
wina kommt.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Unsinn!)

Man muss doch den Tatsachen ins Auge sehen. Dazu
gehört, dass alle deutschen Bundesregierungen nach
Dayton dabei halfen, dass auch in Bosnien-Herzegowina
eine neoliberale Wirtschaftsordnung durchgesetzt
wurde. 

(Beifall bei der LINKEN – Beifall bei der
CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf von der SPD: Wer lebt denn
hier in einer Scheinwelt?)

– Schauen Sie sich doch einmal den Anhang des Dayton-
Abkommens an. Die Privatisierung und damit die Ver-
schleuderung öffentlichen Eigentums standen ganz oben
auf der Agenda.

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Und die russischen Oligar-
chen, liebe Frau Dağdelen? – Thomas
Oppermann [SPD]: Sagen Sie doch mal was
zu den russischen Oligarchen!)

Aber die erwarteten westlichen Investoren hielten sich
aufgrund der Sicherheitslage zurück. So konnten sich an
der Privatisierung vor allen Dingen diejenigen berei-
chern, die nach dem Krieg vor Ort genügend Kapital zur
Verfügung hatten, nämlich ethnonationalistische Gewalt-
unternehmer, deren wirtschaftlich-politisch-kriminelle
Netzwerke heute für die verarmte Bevölkerung das ein-
zige soziale Netz darstellen.

Auch wenn Sie das nicht hören wollen: So schafft
man keinen Frieden, indem man soziale Strukturen zer-
stört und die Leute damit in die Arme der Nationalisten
treibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Und auch in puncto Rechtsstaatlichkeit haben Sie
schlichtweg versagt. Der Hohe Repräsentant setzt per
Dekret Recht, und somit haben wir es mit einem EU-
Protektorat zu tun, das alle Züge einer Kolonialverwal-
tung trägt.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei 
der FDP)

– Es ist klar, dass Ihnen das nicht gefällt. 

Die lokale Polizei wurde und wird von NATO und EU
aufgebaut, ausgebildet und beaufsichtigt, und nach unab-
hängigen Angaben ist die Bevölkerung in Bosnien-
Herzegowina noch nie so schlecht auf diese Polizei zu
sprechen gewesen wie im letzten Jahr. Auch das gehört
zu Ihrer Bilanz.

Lassen Sie mich mit einem Appell schließen, auch
wenn ich weiß, dass das bei Ihnen wahrscheinlich gar
nichts nutzen wird: Ziehen Sie die Bundeswehr ab, deren
Mission gescheitert ist! Kehren Sie zurück zur Politik!
Lassen Sie Ihre imperialen Spielchen!

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der FDP –
Michael Brand [CDU/CSU]: Wie oft waren
Sie denn in dem Land, über das Sie gerade ge-
sprochen haben?)

Achten Sie endlich wieder das Völkerrecht! Machen Sie
Demokratie, Sozial- und Rechtsstaatlichkeit zur Maxime
deutscher Außenpolitik, damit deutsche Außenpolitik
Friedenspolitik werden kann!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Hermann Gröhe
[CDU/CSU]: Sind wir denn hier im War-
schauer Pakt?)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Marieluise Beck,

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Jetzt wird es 
wieder sachlich!)

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Manche von Ihnen wissen, dass ich seit 1992 mit dieser
Region sehr verbunden bin. Solch ein Beitrag macht
mich einfach fassungslos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Frau Kollegin, es ist eine Tatsache: Die kroatische
Stadt Vukovar wurde von der serbischen Armee überfal-
len, bevor Kroatien anerkannt worden war. Lesen Sie
doch bitte ein bisschen in den Geschichtsbüchern. 

(Beifall des Abg. Joachim Spatz [FDP])

Noch etwas: Srebrenica war keine Scheinwelt. Vielleicht
sollte Ihre Fraktion einmal den Mut haben – das möchte
ich Ihnen wirklich nahelegen – und nach Srebrenica fah-
ren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP – Jan
van Aken [DIE LINKE]: Sie haben das Völ-
kerrecht gebrochen!)

Fahren Sie einmal dorthin! Schauen Sie sich das an! Der
Genozid in Srebrenica ist sogar gefilmt worden. Sie kön-
nen sich die Dokumente anschauen. Man kann sogar Ge-
neral Mladic auf dem Gelände der ehemaligen Batte-
riefabrik in Potocari sehen, wo die Selektion der Männer
und Jungen beginnt, die dann in die Wälder geführt wor-
den sind, um dort ermordet zu werden.
Sevim DaðdelenSevim Dağdelen
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(Jan van Aken [DIE LINKE]: Jetzt erzählen 
Sie noch etwas zum Hufeisenplan!)

Althea dient der Stabilisierung; es ist jetzt eigentlich
ein Präventionseinsatz. Es geht um Prävention von Ge-
walt, was für UN-Missionen gut und richtig ist. Wir soll-
ten jetzt weniger über Militär und mehr über Politik
sprechen.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Hufeisenplan, 
Frau Beck!)

Der Kollege Mützenich hat schon gesagt, dass sich
hier auch an uns die Frage richtet: Welche Perspektive
geben wir dieser Region? Um diese Region nicht zu ei-
nem schwarzen Flecken innerhalb Europas werden zu
lassen, braucht die Region die Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft.

(Beifall des Abg. Michael Brand [CDU/CSU] 
sowie des Abg. Joachim Spatz [FDP])

Wir alle wissen, dass dieser Passus in der Koalitionsver-
einbarung ausgespart worden ist. Das offenbart, dass es
diesbezüglich in der Regierung eine Differenz gibt und
die CDU dieser Region diese Perspektive nicht aufzei-
gen will. Wenn der Fortschritt in dieser Region nicht mit
dem Tempo kommt, das wir alle uns wünschen, hat das
sehr viel damit zu tun, dass diese Perspektive nicht
glaubwürdig und klar von uns und der Europäischen
Union formuliert wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die Dinge stehen nicht so gut, wie wir in diesem Ho-
hen Haus das gerne sagen; darüber haben wir hier schon
diskutiert, Herr Außenminister. Es wird häufig geschrie-
ben, dass die zentrifugalen Kräfte in Bosnien eher zu-
nehmen und bosnische Politiker sich mit nationalisti-
schen Parolen und der Obstruktion von Reformen, die
für die Schaffung eines Gesamtstaates erforderlich sind,
profilieren können. Aber auch da haben wir eine Verant-
wortung. Wir haben mit dem Dayton-Abkommen eine
Verfassung schreiben und unterschreiben lassen, in der
die Zugehörigkeit zu einer Ethnie – man müsste eigent-
lich sagen: Religionsgruppe – Voraussetzung für den Zu-
gang zu Ämtern ist. Der jetzige bosnische Außenminis-
ter kann nicht für das Staatspräsidium dieses Landes
kandidieren, weil er sich keiner der Gruppen, die be-
nannt worden sind, zuordnen kann. Junge Menschen, die
aus einer kroatisch-bosnischen Ehe hervorgegangen
sind, müssen sich einer sogenannten Ethnie zuordnen,
bevor sie für das Amt des Repräsentanten dieses Staates
kandidieren können. Das kann in Europa nicht sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei
der SPD und der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wenn wir über unsere Werte sprechen, muss uns klar
sein, dass wir eine Bringschuld haben; denn so können
wir dieses Land gar nicht in Europa aufnehmen. Unsere
Aufgabe ist die Überwindung von Dayton. Das ist eine
sehr große Aufgabe. 
Man muss auch den Mut haben, sehr deutlich zu be-
nennen, wo der Hauptstörenfried sitzt. Wir alle wissen
es. Ministerpräsident Dodik kann schadlos das Entitäten-
veto nutzen. Er setzt dieses Veto ein, wenn es darum
geht, diesen Staat zu bauen und endlich zentrale Institu-
tionen einzurichten, um ihn überhaupt arbeitsfähig zu
machen. Dann knickt auch noch der OHR ein bzw. muss
einknicken, weil er keine Rückendeckung von den euro-
päischen Staaten bekommt und immer mehr zur Lame
Duck gemacht wird; das setzt sich durch die ganze Reihe
der Hohen Repräsentanten fort. Auch das ist eine Verant-
wortung, die auf uns zeigt und nicht nur nach Bosnien
selbst. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Die Menschen haben ein tiefes Bedürfnis nach Ge-
rechtigkeit. Das ist auch in Bosnien so. Ich sage noch
einmal: Es ist nicht nachvollziehbar, dass ein kleines
Land wie Serbien, das ja keinen großen Dschungel hat,
nicht in der Lage ist, General Mladic auszuliefern. Wenn
wir in dieser Region Frieden und Gerechtigkeit herbei-
führen wollen – dabei geht es nicht um Strafe oder Ra-
che, sondern nur um die Benennung der Wahrheit –,
muss mit großer Klarheit und Ernsthaftigkeit verlangt
werden, dass General Mladic endlich in Den Haag lan-
det. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Es darf nicht darauf gesetzt werden, dass uns eines Tages
die biologische Lösung von dieser Forderung, die
schwer durchzusetzen ist und Konflikte mit Serbien be-
deutet, befreit. 

Schönen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Michael Brand,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Michael Brand (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Zunächst kann ich im Konsens mit der über-
großen Mehrheit hier im Hause nochmals festhalten,
dass die EU-Mission Althea in Bosnien-Herzegowina
eine notwendige Mission ist, deren Verlängerung wir als
CDU/CSU aus voller Überzeugung zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Als jemand, der dieses in der Tat geschundene Land
seit 1995 – ganz offensichtlich im Vergleich zu Ihnen –
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immer wieder besucht hat, will ich eine klare Bemer-
kung in Richtung der Kritiker der Mission machen. 

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Letztes 
Jahr war ich da!)

Dafür, dass dieses Land einem Aggressionskrieg und ei-
nem Völkermord ausgesetzt war, sind die vergangenen
14 Jahre seit dem Friedensabkommen von Dayton eine
sehr kurze Zeit. Wir alle hier sollten uns bei mancher
Ungeduld und manchem Kopfschütteln über einzelne
Akteure vor Ort immer fragen: Wo wären wir, die Deut-
schen, 14 Jahre nach einem solchen Genozid, wenn wir
zwar militärische Absicherung des Friedens, dabei aber
keinen Marshallplan und keine zentrale Lage in Europa
hätten? 

Es ist wahr – das weiß ich aus vielen Gesprächen vor
Ort –: Das Ausmaß der Korruption ist eine Geißel, die
Bosnien-Herzegowina bei seiner Entwicklung hindert.
Wahr ist auch: Nationalismus ist eine rhetorische Karte,
die innerhalb Bosniens noch immer allzu oft sticht. Die
Bosnier, insbesondere die Bosniaken, haben nicht Rache
geübt an den Tätern – und es gab mehr als Srebrenica;
dieser Ort ist nur das Fanal für andere Hunderte von
Massakern, deren Tote noch immer nicht identifiziert
sind. Wer der Lebenswirklichkeit und der Seelenlage der
Bevölkerung nachspürt, der muss feststellen: Hundert-
tausende Überlebende dieses Genozids sind wirtschaft-
lich geschlagen und erfahren zu wenig Gerechtigkeit;
das hat Kollegin Beck gerade eindrücklich formuliert.
Diese Menschen sind nicht nur von vielen in der eigenen
Führung enttäuscht. Sie hatten viel Hoffnung in Europa,
aber sind meist mit der internationalen Gemeinschaft
und auch mit manchem Lehrmeisterton schon lange
nicht mehr einverstanden. Wer täglich erleben muss,
dass Täter des Genozids – hier geht es nicht nur um den
meistgesuchten aller Kriegsverbrecher, Herrn Mladic –
bei Polizei und Verwaltung heute wieder oben sitzen,
und das sogar in Srebrenica, der zweifelt an der Situation
und verliert auch Energie für den Wiederaufbau. Wer
sieht, dass die EU aktuell die auslaufenden Mandate in-
ternationaler Richter und Staatsanwälte nicht verlängern
hilft, der wertet dies als fatales Signal beim Kampf ge-
gen Korruption und bei der Verfolgung von Kriegsver-
brechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insgesamt bleibt
richtig: Wir müssen auf eine Zeit hinsteuern, die den
OHR überflüssig macht. Allerdings heißt das auch: Wir
müssen uns darauf gut vorbereiten. Wer manch eine
Analyse über „die da unten“ und wir die internationale
Gemeinschaft, liest oder davon hört, der darf sich über
unsere Fehler, die gemacht worden sind, überhaupt nicht
wundern. Zu viele faule waren unter den Kompromissen,
und zu wenig wurde die Würde der Opfer dieses Geno-
zids mitten in Europa beachtet, als es um konkrete Vor-
schläge ging. Ich spreche es offen an: Es ist an der Zeit,
nicht nur andere zu tadeln, sondern auch die eigenen
Fehler, die Fehler der internationalen Gemeinschaft, in
den letzten zehn Jahren offen und ehrlich zu analysieren.
Nach all den Kriegen der 90er-Jahre hat der Balkan – das
gilt nicht nur für Bosnien – eine neue Ordnung gefun-
den, die zwingende Voraussetzung für dauerhafte Stabi-
lität ist und das Risiko eines neuen Balkan-Krieges ein
für alle Mal beenden soll. Deswegen sage ich: Die aktu-
ellen Drohgebärden aus der Republika Srpska im Hin-
blick auf eine Abspaltung und die teils unverhohlene
Sympathie für solch gefährliche Rhetorik widersprechen
allen, wirklich allen europäischen Grundsätzen und be-
deuten nicht weniger als eine akute Gefährdung der re-
gionalen Stabilität.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Mission Althea schützt dieses Land auch vor de-
nen, die innerhalb wie außerhalb den Appetit auf Teile
Bosniens erkennbar nicht verloren haben. Deshalb muss
festgehalten werden – Herr Mützenich, hier stimme ich
Ihnen ausdrücklich zu und bin für Ihre Äußerung dank-
bar –: Das inzwischen demokratische, neue Serbien
muss denen klar widersprechen, die wie Dodik und an-
dere nur 15 Jahre nach dem Ende der Milosevic-Kriege
schon wieder offen fabulieren, von Banja Luka bis
Srebrenica Teile aus Bosnien herausschneiden zu wol-
len. Eines ist klar: Wer von Banja Luka in Bosnien bis
Mitrovica in der Republik Kosovo zündelt, der spielt mit
dem Feuer neuer Konflikte auf dem Balkan. Das dürfen
wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Wer glaubt, dass die radikalen Kräfte in Serbien, im
Kosovo, in Mazedonien und anderswo nicht genau be-
obachten, wie die EU mit diesen Themen umgeht, der
begeht einen gefährlichen Irrtum. Dieser Destabilisie-
rung und Radikalisierung in Südosteuropa müssen wir
mit Nachdruck entgegentreten. Eine zweite Runde von
Balkan-Konflikten darf Europa nicht zulassen. Auch
dies dokumentiert unser Engagement im Rahmen von
Althea, KFOR, EULEX und anderen Missionen in Süd-
osteuropa. Mit Entschlossenheit und Umsicht müssen
wir im Interesse Bosniens endlich den Weg in die Post-
Dayton-Ära beschreiten. 

Ich stelle fest, dass mit Ausnahme einer Fraktion alle
Fraktionen dieses Hauses formuliert haben, dass wir ei-
nen Prozess brauchen, der Dayton überwindet, der neue
Akzente setzt. Dayton war wichtig, um den Krieg zu be-
enden. Er reicht aber nicht aus für die heutigen Realitä-
ten und als Grundlage, um das Land zurückzugeben. Das
müssen wir allerdings erreichen. Es muss uns gelingen,
den Bosniern ihr Land in guter Weise und gut geordnet
zurückzugeben. In Bosnien und auch auf unserer Seite
ist noch einiges zu tun. Der neue deutsche Außenminis-
ter bedeutet auch hier eine Chance auf Verbesserung.
Wir wünschen uns eine aktivere Rolle Deutschlands in
Südosteuropa. Die CDU/CSU bietet jede gewünschte
Hilfe in der Sache an.

Erlauben Sie mir, in dieser letzten Sitzung vor der
Weihnachtspause an uns alle zu appellieren: Die Opfer
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des schlimmsten Genozids in Europa nach dem Zweiten
Weltkrieg haben es mehr als nur verdient, dass wir uns
hier besondere Mühe geben. Wir wollen und werden al-
les unternehmen, um den Menschen in Bosnien den Weg
in eine Zukunft in Würde und Wohlstand mitten in der
Gemeinschaft EU-Europas mit zu ebnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Fritz Rudolf Körper ist der nächste Redner für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Fritz Rudolf Körper (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen

Sie mich zu Beginn meiner Ausführungen einen kurzen
Rückblick auf die griechische Mythologie werfen. Al-
thea, die Namensgeberin dieser EU-Mission, ist die grie-
chische Göttin der Heilkunst. Wer sich mit der Proble-
matik von Bosnien-Herzegowina beschäftigt, wird
wissen, dass Heilen und die Fähigkeit, zu versöhnen,
dringend notwendig sind.

(Beifall bei der SPD)

Dem Mythos nach wurde Althea von den Göttern er-
klärt, dass ihr Sohn sterben würde, sobald ein Stück Holz
auf ihrem Feuer verbrannt ist. Althea nahm daraufhin
das Holz vom Feuer, löschte es und legte es in einen
Kasten, um das Leben ihres Sohnes zu bewahren. – Nach
dem Löschen des Feuers in Bosnien-Herzegowina unter-
stützt die EU-Mission Althea jetzt das Heilen des Landes
und seiner Bevölkerung. Anders als im Mythos soll das
Holz nie wieder aus dem Kasten genommen werden,
sondern für immer sicher verwahrt bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe diesen Rückgriff gewählt, um deutlich zu
machen – das hat vorhin beispielsweise bei dem Beitrag
von Frau Beck eine Rolle gespielt –, mit welch einer
Problematik wir es in Bosnien-Herzegowina zu tun hat-
ten und haben. Bei allen Unzulänglichkeiten der heuti-
gen Situation können wir doch eines feststellen: Diese
Mission, dieser Einsatz der internationalen Staatenge-
meinschaft hat dem ethnisch motivierten Morden und
Töten ein Ende machen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD –
Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Zu spät! Viel zu spät!)

– Frau Beck, das ist eine andere Frage. Es war leider zu
spät; aber wir haben dieses Ergebnis zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt erreicht, und das war gut so. 

Durch die militärische Komponente dieser Mission,
durch die militärische Präsenz ist es gelungen, Gewalt-
ausbrüche der ehemaligen Konfliktparteien zu verhin-
dern und die nationalen und die internationalen Akteure
in die Lage zu versetzen, ihre Aufgaben zu erfüllen. Die
Europäische Union hat diese Stabilisierungsaufgabe vor
fünf Jahren von der NATO übernommen. Die Sicher-
heitslage in Bosnien-Herzegowina ist zumindest etwas
stabiler als vorher.

In diesem Zusammenhang will ich auch die europäi-
sche Polizeimission ansprechen, bei der sich die EU
umorientiert mit der Konzentration auf die Bekämpfung
der organisierten Kriminalität und der Korruption sowie
die Verbesserung der Zusammenarbeit von Polizei und
Staatsanwaltschaften. Das ist ganz wichtig; denn wenn
ein solches Land die Korruption nicht wirksam bekämp-
fen kann, hat es keine Chance.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will zugeben: Es hat mich schon ein bisschen irri-
tiert, dass, als Frau Beck die Forderung gestellt hat, dass
Herr Mladic ausgeliefert wird und in Den Haag landet,
dies nicht den Applaus des gesamten Hauses bekommen
hat.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Versöhnung ist ganz wichtig. Wie kann man die ethni-
sche Spaltung überwinden und Versöhnung herstellen?
Wir sehen im Moment, dass die ethnische Problematik
an jeder Stelle ungeheuer hinderlich ist, beispielsweise
bei der Frage, wie der Staat vernünftig aufgebaut und or-
ganisiert werden kann. Bestimmte Funktionen und Stel-
len müssen dreifach besetzt werden – mit all der Proble-
matik, die dies mit sich bringt. Deswegen ist es wichtig,
dass wir zur Versöhnung der Ethnien in Bosnien-
Herzegowina beitragen.

Ich will mit einem Beispiel schließen, das ein biss-
chen Hoffnung gibt. In der letzten Woche kam es zur
Wiedereröffnung der direkten Bahnverbindung zwischen
Belgrad und Sarajevo, nachdem diese Verbindung
18 Jahre gekappt war. Vielleicht ist das ein Symbol, ein
Hoffnungsschimmer dafür, dass es zu dem notwendigen
Ausgleich, dem notwendigen Versöhnungsprozess der
betroffenen Ethnien auf dem Balkan in naher Zukunft
kommt; denn nur dann wird es gelingen, dass der Balkan
eine Zukunft hat. Das ist für die europäische Perspektive
von großer Bedeutung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Florian Hahn ist der letzte Redner zu diesem Tages-

ordnungspunkt für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen

und Kollegen! Als ich im Frühjahr 2002 in Sarajevo war,
waren dort 1 600 deutsche Soldatinnen und Soldaten sta-
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tioniert, 1 600 Soldaten in einer Stadt, in deren Zentrum
neben den deutlich sichtbaren Zerstörungen des Krieges
der Marktplatz mit jungen Menschen gefüllt war, die in
der Frühlingssonne den ersten Kaffee des Jahres im
Freien genossen haben – eine schöne mediterrane At-
mosphäre. Doch unsere Delegation musste damals von
Sicherheitskräften begleitet werden; denn die Sicher-
heitslage war extrem angespannt. Das war auch zu spü-
ren, als wir nach dem Vorfall in Rajlovac unsere deut-
schen Soldatinnen und Soldaten besucht haben und sie
einen Tag lang begleiten durften. 

Heute, knapp acht Jahre danach, kann die militärische
Sicherheitslage als grundsätzlich stabil eingestuft wer-
den. Personenschutz ist größtenteils nicht mehr notwen-
dig. Wir konnten unsere deutschen Sicherheitskräfte in-
zwischen auf 130 Soldatinnen und Soldaten reduzieren.
Das bringt nur leider einige europäische Staaten zu der
Annahme, dass wir unsere Truppen gänzlich abziehen
könnten. Doch wie meine Vorredner schon erwähnt ha-
ben, ist die innenpolitische Lage weiterhin fragil. Bos-
nien und Herzegowina ist nach wie vor unser Sorgen-
kind Nummer eins auf dem Balkan, ein Sorgenkind
inmitten Europas. 

Die zivilgesellschaftlichen Probleme, die uns schon
damals vor Augen geführt wurden, haben leider noch
heute zum großen Teil Bestand. Die Lage kann sich
schnell wieder ändern, wenn wir unsere Unterstützung
verweigern. Wir alle kennen die Drohungen, die bei-
spielsweise ein Herr Dodik ausgesprochen hat, wenn
seine Bedingungen nicht erfüllt werden. Oft genug ha-
ben wir heute in diesem Hohen Hause über die nationa-
listischen Kräfte in Bosnien und Herzegowina diskutiert. 

Unser Ziel ist, dass das europäische Land Bosnien
und Herzegowina zu einem friedlichen, demokratischen
Rechtsstaat in Europa wird. Ein Abzug unserer militä-
rischen Kräfte würde den Menschen vor Ort signalisie-
ren, dass wir, dass Europa kein Interesse mehr an ihnen
hat, insbesondere vor dem Hintergrund der Schwierig-
keiten des Butmir-Prozesses. Ein Abzug würde die jah-
relange Aufbauarbeit der Nachkriegsgesellschaft zu-
nichte machen. Die reine Anwesenheit des Militärs ist
für den zivilgesellschaftlichen Aufbau von immenser
Wichtigkeit. Nehmen wir hier nur als Beispiel die
Flüchtlingsrückkehrer, für die das subjektive Gefühl der
militärischen Anwesenheit essenziell ist. Wir müssen
Bosnien und Herzegowina unterstützen. Aber ich sage
auch: Diese Unterstützung darf nicht nur geschenkt sein.
Deshalb war es richtig, Bosnien und Herzegowina die
Aufnahme in den Membership Action Plan der NATO zu
verweigern. Auch die Bosnier müssen ihren Teil dazu
beitragen und dürfen bei Beitrittgesuchen keine Rabatte
bekommen. 

Ich kann mir übrigens gut vorstellen, dass unsere mi-
litärischen und zivilen Aufbauhelfer in Bosnien und Her-
zegowina das Gefühl haben, von uns, von der deutschen
Öffentlichkeit durch die Afghanistan-Diskussion verges-
sen zu werden, gerade auch durch den unverantwortli-
chen Klamauk, den die Opposition hier im Haus in den
letzten Tagen veranstaltet hat. 
(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Klamauk? 
Nur weil man nicht zustimmt?)

Deshalb hier mein klares Statement: Wir wissen um die
Leistungen, die unsere Landsleute dort erbringen. Ich
möchte ihnen ganz herzlich dafür danken und wünsche
ihnen für die zukünftigen Aufgaben Gottes Segen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und wün-
sche uns allen ein gesegnetes Weihnachtsfest.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf der
Drucksache 17/275 zu dem Antrag der Bundesregierung
zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher
Streitkräfte an der EU-geführten Operation Althea. Der
Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 17/180
anzunehmen. Dazu ist eine namentliche Abstimmung be-
antragt. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer,
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Ich eröffne die
Abstimmung.

Ist ein Mitglied des Hauses im Saal anwesend, das
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Dann
schließe ich hiermit die Abstimmung. Ich bitte die
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. Wir geben das Ergebnis der Abstim-
mung nach üblichem Verfahren während der nächsten
Debattenrunde bekannt.1)

1) Seite 1092 D
(D)



1092 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 13. Sitzung. Berlin, Freitag, den 18. Dezember 2009

(A) (C)

(B) (D)

Oliver Krischer
Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich möchte Ihnen nun das von den Schriftführerinnen
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen
Abstimmung über die Fortsetzung der Althea-Mission
bekannt geben. Abgegebene Stimmen 571. Mit Ja haben
gestimmt 497, mit Nein 66 Kolleginnen und Kollegen.
Es gab 8 Enthaltungen. Damit ist die Beschlussempfeh-
lung mit breiter Mehrheit angenommen. 
Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen: 571;
davon

ja: 497
nein: 66
enthalten: 8
Ja
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